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»Revidirte Rheinschifffahrts-Acte« von 1868, Foto: ZK

Schleppvertrag gleich 
Werkvertrag?

Urteil der Berufungskammer der Zen-
tralkommission für die Rheinschifffahrt 
vom 12. Dezember 2013, Az.: 482 Z 10/13 
(Rheinschifffahrtsgericht St. Goar, Az.: 4 C 
14/11 BSchRh) …

Anmerkung der Reaktion:
Das vorliegende Urteil beschäftigt sich 

neben der prozessualen Frage der Sach-
kunde des Richters materiellrechtlich mit 
den wechselseitigen Verpflichtungen aus 
Schleppvertrag und dessen rechtlicher 
Qualifizierung.

Ob ein Schubvertrag oder ein Schlepp-
vertrag rechtlich als Frachtvertrag im Sin-
ne der §§407 ff HGB anzusehen ist, als 
Werkvertrag im Sinne des §631 BGB oder 
als Vertrag sui generis, also eigener Art, 
ist streitig, seit es Schleppschifffahrt und 
Schubschifffahrt gibt.

Die Schleppschifffahrt hat an Bedeu-
tung verloren. Schleppschifffahrt kommt 
heute nur noch im Bereich starker Strom-
strömungen (zum Beispiel im Gebirge des 
Rheines) in Betracht oder als Manövrierhil-
fe oder Turnhilfe in schwierigen nautischen 
Situationen oder nach Festfahrungen. Die 
klassische Schleppschifffahrt, Anhang-
schleppschifffahrt, ist inzwischen in Eu-
ropa fast vollständig verschwunden. Sehr 
weit verbreitet ist aber die Schubschiff-
fahrt, also der Transport eines oder meh-
rerer vorgespannter Schubleichter durch 
ein Schubboot oder ein Motorschiff.

Der vorliegende Fall beschäftigt sich 
nicht mit einem klassischen Schubver-
trag oder klassischen Schleppvertrag al-

ter Prägung, also der Verschiebung oder 
Verschleppung eines leeren oder belade-
nen Schiffes oder Leichters von einem Ort 
zum anderen über eine längere Distanz, 
sondern mit einer zeitlich und örtlich be-
schränkten Unterstützung eines motori-
sierten Schiffes mit Hilfe eines Schlepp-
bootes.

Die Berufungskammer der Zentralkom-
mission hat entschieden, dass diese Art 
Schleppvertrag nicht als Frachtvertrag im 
Sinne der §§407 ff HGB zu qualifizieren 
sei, sondern als klassischer Werkvertrag 
nach §631 BGB. Dies ist deshalb interes-
sant, weil international und national eine 
Tendenz festzustellen ist, mindestens den 
Schubvertrag über die Verbringung von 
Schubleichtern als Frachtvertrag und nicht 
als Werkvertrag anzusehen. So ist in der 
grundlegenden Entscheidung des Schiff-
fahrtobergerichtes Nürnberg vom 20. De-
zember 2007, Az.: 11 U 1017/07 BSch, ZfB 
2009, Sammlung Seite 2024 ff, der Schub-
vertrag als Frachtvertrag qualifiziert wor-
den mit dem Argument, es mache keinen 
Unterschied, ob ein Gegenstand an Bord 
eines Schiffes (klassischer Gütertransport) 
oder außenbords eines Schiffes (Transpor-
te eines vorgespannten Leichters) trans-
portiert werde. 

Sieht man den Schlepp- oder Schubver-
trag mit dem Schifffahrtsobergericht Nürn-
berg als Frachtvertrag an, so hat dies mas-
sive rechtliche Konsequenzen. Anders als 
der Werkvertrag ist der Frachtvertrag von 
einer Obhutshaftung einerseits und ei-
ner Haftungsbeschränkung andererseits 
geprägt. Der Schubunternehmer würde 

also für jeden Schaden am Schubleichter 
oder geschleppten Schiff haften, solange 
er nicht nachweist, dass der Eintritt dieses 
Schadens unvermeidbar war. Im Gegen-
zug hat er die Privilegien der Haftungsbe-
schränkung und Haftungsbegrenzung des 
HGB. Er haftet maximal bis zum Wert der 
transportierten Güter, Folgeschäden sind 
von der Haftung ausgeschlossen.

Mit der vorliegenden Entscheidung 
hat die Berufungskammer aber den Un-
terschied zwischen Frachtvertrag und 
Werkvertrag hinsichtlich des Grundes der 
Haftung stark nivelliert. Mit der Argumen-
tation, die Verbringung von A nach B sei 
der geschuldete Erfolg, kommt die Beru-
fungskammer zu einer Pflichtwidrigkeit 
des Schleppers in jedem Falle, wenn das 
verschleppte Schiff beschädigt wird. Es 
ist nun Sache des Schleppers zu bewei-
sen, dass ihn kein Verschulden trifft. Dies 
kommt der frachtvertraglichen Obhutshaf-
tung sehr nahe.

Würde man die Hauptleistung so definie-
ren, dass nur die Unterstützung des zu dre-
henden Schiffes geschuldet war und nicht 
die erfolgreiche Durchführung des gesam-
ten Manövers, wäre auch bei einer Hava-
rie der Erfolg erbracht und eine Pflicht-
widrigkeit nicht erwiesen. Dies würde zu 
einer vollständigen Beweislast für Pflicht-
widrigkeit und Verschulden auf Seiten des 
geschädigten Schiffes führen. Diesen Weg 
ist die Berufungskammer aber nicht ge-
gangen.

Rechtsanwalt Dr. Martin Fischer,  
Frankfurt am Main

Vereinbaren die Vertragsparteien, dass ein beladenes Motorgüterschiff mit Hilfe eines Motorschleppers im Strom gedreht wird, 
um die Talreise antreten zu können, so kommt zwischen den Parteien des Vertrages ein Schleppvertrag zustande, der rechtlich als 
Werkvertrag im Sinne des §631 I BGB zu qualifizieren ist.

Der Schleppvertrag verpflichtet den Unternehmer, den geschleppten Kahn unversehrt an seinen Bestimmungsort zu bringen; ge-
schuldet ist also ein Erfolg. Die Werkleistung (Schleppleistung) ist deshalb bereits dann mangelhaft und das Verhalten des Unter-
nehmens pflichtwidrig, wenn das geschleppte Schiff nicht wohlbehalten am Zielort ankommt. Dies begründet Schadenersatzan-
sprüche nach §633 II Satz 2 Nr. 1 BGB und §280 I Satz 1 BGB.

Gemäß §280 I Satz 2 BGB wird aufgrund der feststehenden Pflichtverletzung vermutet, dass der Schuldner die Pflichtverletzung zu 
vertreten, also schuldhaft gehandelt hat. Der Schuldner kann sich aber entlasten, wenn er beweist, dass die Pflichtverletzung we-
der auf eigenes Verschulden noch auf das Verschulden von Erfüllungsgehilfen zurückzuführen ist.

Ein Mitverschulden des Anhangschiffers (Auftraggebers) kommt in Betracht, wenn er den Schleppvorgang nicht durch geeignete 
Maßnahmen unterstützt, wie es in §1.02 Nr. 5 RheinSchPV auch ausdrücklich normiert ist.

Eigene Sachkunde eines Rheinschifffahrtsgerichtes macht die Einholung eines Sachverständigengutachtens nur dann entbehrlich, wenn 
der Richter die eigene Sachkunde, die die Einholung eines Sachverständigengutachtens entbehrlich macht, den Parteien bekanntgibt 
und im Urteil im Einzelnen darlegt. Dies ist in der Regel nicht der Fall, wenn die Beurteilung einer nautischen Frage eine schwierige 
physikalische Berechnung unter sachkundiger Berücksichtigung der Gegebenheiten des konkreten Einzelfalles voraussetzt.

(Sammlung Seite 2270)
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Aus dem Tatbestand:
Die Klägerin ist Schiffseignerin des MS 

»Waalkade«. Sie nimmt die Beklagten auf 
Schadensersatz aufgrund des nachste-
hend beschriebenen Schiffsunfalls in An-
spruch. Die Beklagte zu 1 ist Eigentüme-
rin des Motorschleppers »Rheinland« und 
war von der Klägerin beauftragt worden, 
MS »Waalkade« am 4. Januar 2011 auf dem 
Rhein zu drehen. Der Beklagte zu 2 war am 
Unfalltag verantwortlicher Schiffsführer 
des Motorschleppers »Rheinland«.

Der Schiffsunfall ereignete sich am 
4. Januar 2011 in den frühen Morgen-
stunden bei Rheinkilometer 537,0 in der 
Nähe der Steinverladung »Sooneck«. Die 
Fahrrinnenbreite des Rheins beträgt dort 
120 m. Zum Unfallzeitpunkt führte der 
Rhein viel Wasser und es herrschte eine 
starke Strömung. MS »Waalkade« ist 109 m 
lang, 11,40 m breit und hat eine Tragfähig-
keit von 2. 945 t bei einer Maschinenleis-
tung von 1.180 PS. Zudem ist das Schiff 
mit einem Bugstrahlruder ausgerüstet. Der 
Motorschlepper »Rheinland« ist 30,82m 
lang und 6,45 m breit. Er verfügt über eine 
Maschinenleistung von rund 1. 000 PS. Die 
Klägerin hatte die Beklagte zu 1 beauftragt, 
MS »Waalkade« am 4. Januar 2011 auf 
dem Rhein zu drehen. MS »Waalkade« 
war an der Steinverladung »Sooneck« bei 
Trechtingshausen mit 1. 800 t Grauwacke 
beladen worden und sollte diese Fracht 
nach Kekerdom in den Niederlanden brin-
gen. Zu diesem Zweck sollte es von dem 
Motorschlepper »Rheinland« auf dem 
Rhein gedreht werden. Dazu entsandte 
die Beklagte zu 1 ihren von dem Beklag-
ten zu 2 verantwortlich geführten Motor-
schlepper »Rheinland«. Der Schlepper traf 
zu der vereinbarten Zeit gegen 7:30 Uhr 
des 4. Januar 2011 bei MS »Waalkade« ein. 
MS »Waalkade« hatte zu diesem Zeitpunkt 
unter der verantwortlichen Schiffsführung 
des Schiffsführers V bereits von der Verla-
deanlage losgemacht und war ein Stück zu 
Berg gefahren, um die für das Wendema-
növer günstigste Position einzunehmen. 
Dort hielt er mit langsam auf vorauslau-
fender Maschine das Schiff ständig, als der 
Motorschlepper »Rheinland« eintraf. Die-
ser wurde mit einem 30 m langen Schlepp-
draht am vorderen Backbordpoller von MS 
»Waalkade« festgemacht. Dabei vereinbar-
ten Schiffsführer V und der Beklagte zu 2, 
dass fortan Funkkontakt auf Kanal 12 mit-
einander gehalten werden sollte. Danach 
zog der Motorschlepper »Rheinland« an, 
bis der Schleppdraht auf Spannung war, 
hielt aber danach zunächst einmal an, um 
die Passage eines Talfahrers abzuwarten. 
Sodann zog der Beklagte zu 2 zur Querung 
des Rheins nach Backbord und sodann zur 
Durchführung des Wendemanövers weiter 
zu Tal. Während MS »Waalkade« in etwa 
quer zur Stromrichtung im Wasser lag, 
schoss es hinter dem Schleppboot vorbei 
ins rechtsrheinische Ufer und riss sich da-
bei den Schiffsboden derart auf, dass es zu 
erheblichem Wassereintritt kam. Der Be-

klagte zu 2 wurde darüber sofort über Funk 
informiert. Beide Schiffsführer beschlos-
sen gemeinsam, dass MS »Waalkade« zu-
nächst einmal aus der Fahrrinne gezogen 
werden müsse. Zu diesem Zweck wurde es 
im Bereich des Lorcher Werthes neben der 
eigentlichen Fahrrinne zunächst gesichert, 
auf Schäden untersucht und eintretendes 
Wasser abgepumpt. Im weiteren Verlauf 
wurde MS »Waalkade« in Bingen gelöscht 
und ohne Fremdhilfe zurück in die Nieder-
lande verbracht. Dort wurde MS »Waalka-
de« entsprechend der kontradiktorischen 
Schadenstaxe des Sachverständigenbüros 
P vom 21. Juni 2011 repariert. Insgesamt 
beziffert die Klägerin den ihr entstande-
nen Schaden einschließlich Nutzungsver-
lusts und Sachverständigenkosten auf 
347. 281,48 €. Diesen verfolgt sie teilweise 
aus eigenem, teilweise aus abgetretenem 
Recht mit vorliegender Klage gegenüber 
den Beklagten, die jegliche Verantwortlich-
keit dafür abgelehnt haben.

Aus den Entscheidungsgründen:
Auf der Grundlage des Vorbringens der 

Klägerin kann zunächst eine vertragliche 
Haftung der Beklagten zu 1 gemäß den 
§§634 Nr. 4, 280 Abs. 1 BGB nicht ausge-
schlossen werden. 

a) Der zwischen der Klägerin und der 
Beklagten zu 1 zustandegekommene 
Schleppvertrag ist rechtlich als Werkver-
trag im Sinne des §631 Abs. 1 BGB ein-
zuordnen. Der Schleppvertrag verpflich-
tet den Unternehmer, den geschleppten 
Kahn unversehrt an seinen Bestimmungs-
ort zu bringen (vgl. BGHZ 27, 36; Bemm/
von Waldstein, Rheinschifffahrtspolizei-
verordnung, 3. Aufl. 2006, §1. 02 Rdn. 15). 
Dies hat zur Folge, dass der Schleppboot-
unternehmer einen Erfolg schuldet. Sei-
ne Werkleistung ist deshalb bereits dann 
mangelhaft im Sinne des §633 Abs. 2 Satz 
2, Nr. 1 BGB und stellt zugleich eine Pflicht-
verletzung im Sinne des §280 Abs. 1 Satz 
1 BGB dar, wenn der von dem Schleppun-
ternehmer geschuldete Erfolg nicht ein-
tritt. Dies ist insbesondere dann der Fall, 
wenn bei dem Transport ein Schaden auf-
tritt. Ebenso wie bei einem Personenbe-
förderungsvertrag der Unternehmer si-
cherstellen muss, dass die zu befördernde 
Person wohlbehalten am Bestimmungsort 
angelangt, muss ein Schleppzugführer si-

cherstellen, dass das von ihm geschleppte 
Schiff wohlbehalten am Zielort ankommt. 
Hieran fehlt es vorliegend, weil MS »Waal-
kade« bei dem Schleppvorgang beschä-
digt worden ist. Damit steht zugleich fest, 
dass die Beklagte zu 1 ihre Pflichten ge-
genüber der Klägerin objektiv verletzt hat.

b) Gemäß §280 Abs. 1 Satz 2 BGB wird 
aufgrund einer feststehenden Pflichtver-
letzung vermutet, dass der Schuldner – 
hier die Beklagte zu 1 – die Pflichtverlet-
zung zu vertreten hat. Der Schuldner muss 
deshalb beweisen, dass die Pflichtverlet-
zung weder auf einem eigenen Verschul-
den noch auf einem Verschulden seiner 
Organe (§§276, 31 BGB) oder seiner Er-
füllungsgehilfen (§278 Abs. 1 BGB) be-
ruht. Entgegen der Auffassung des Rhein-
schifffahrtsgerichts in dem angegriffenen 
Urteil war die Klägerin deshalb nicht ge-
halten, ein Verschulden des Beklagten zu 
2 als Schleppzugführer, dessen Verhalten 
sich die Beklagte zu 1 gemäß §278 Abs. 
1 BGB zurechnen lassen muss, näher dar-
zulegen. Vielmehr genügt bereits der Um-
stand, dass das Schiff der Klägerin bei 
dem Schleppvorgang unstreitig beschä-
digt worden ist. Abgesehen davon hat 
die Klägerin aber auch vorgetragen, wo-
rin ihrer Auffassung nach ein mögliches 
Verschulden des Beklagten zu 2 liege. Er 
habe nämlich bei dem Wendemanöver zu 
weit zum rechten Ufer gezogen; außer-
dem habe es keine insoweit erforderliche 
Absprache mit dem Schiffsführer Verweij 
gegeben. Entgegen der Auffassung des 
Rheinschifffahrtsgerichts kann dieses Vor-
bringen nicht als unsubstantiiert angese-
hen werden.

Auf der Grundlage der Feststellungen 
des Rheinschifffahrtsgerichts kann der der 
Beklagten zu 1 hiernach obliegende Ent-
lastungsbeweis nicht als geführt angese-
hen werden.

Aus den dargelegten Gründen wird da-
her für Recht erkannt:

Auf die Berufung der Klägerin wird das 
Urteil des Amtsgerichts – Rheinschiff-
fahrtsgerichts – St. Goar vom 15. März 
2012 – 4 C 14/11 BSchRh – aufgehoben.

Die Sache wird zur neuen Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten 
des Berufungsverfahrens, an das Rhein-
schifffahrtsgericht zurückverwiesen.� M

Die »grünen Seiten« ab sofort unter www.binnenschifffahrt-online.de
Liebe Leser und Kunden,
Sie haben seit Jahren aktuelle Urteile 
aus der Rechtssprechung der Gerichte 
auf diesen Seiten vorgefunden. Das 
wird auch so bleiben. 
Künftig bekommen Sie, wie gewohnt, 
an dieser Stelle eine Zusammenfassung 
relevanter Urteile und eine Einschät-
zung ihrer Tragweite durch unseren 
Fachkollegen, den Frankfurter Rechts-
anwalt Dr. Martin Fischer, präsentiert.

Die ausführliche Urteilsbegründung im 
Wortlaut finden Sie hingegen künftig 
auf unserem Internet-Portal unter  
www.binnenschifffahrt-online.de unter 
der Rubrik »Service«. Zusätzlich zum Ur-
teil aus der aktuellen Ausgabe der Zeit-
schrift gibt es dort auch alle zurück
liegenden Fälle. Wir schaffen mit den 
von uns besprochenen Urteilen für Sie 
ein Archiv der Rechtsprechung – jeder-
zeit zugänglich und kostenlos.

(Sammlung Seite 2271)
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Recht

(Urteil der Berufungskammer der Zent-
ralkommission für die Rheinschifffahrt 
vom 12. Dezember 2013, Az.: 482 Z 10/13 
(Rheinschifffahrtsgericht St. Goar, Az.: 4 C 
14/11 BSchRh) …
hat die Berufungskammer der Zentralkom-
mission für die Rheinschifffahrt in Straß-
burg nach öffentlicher Verhandlung vom 
14. November 2013, an welcher teilgenom-
men haben … und in Anwesenheit der Ge-
richtskanzlerin, … gestützt auf Art. 37 und 
45bis der Revidierten Rheinschifffahrts-
akte vom 17. Oktober 1868 in der Fassung 
vom 20. November 1963 sowie des Art. III 
ihres Zusatzprotokolls Nr. 3 vom 17. Okto-
ber 1979, folgendes Urteil gefällt:
Es wird Bezug genommen auf:
1. das Urteil des Rheinschifffahrtsgerichts 
St. Goar vom 15. März 2012, das den Be-
klagten am 20. März 2012 und der Kläge-
rin am 26. März 2012 zugestellt worden ist;
2. die Berufungsschrift der Klägerin vom 
23. April 2012, eingegangen beim Rhein-
schifffahrtsgericht St. Goar am 24. April 
2012;
3. die Berufungsbegründungsschrift der 
Klägerin vom 21. Mai 2012, eingegangen 
beim Rheinschifffahrtsgericht St. Goar am 
22. Mai 2012;
4. die Berufungserwiderung der Beklag-
ten vom 22. Juni 2012, eingegangen beim 
Rheinschifffahrtsgericht St. Goar am 
25. Juni 2012;
5. die Akten 4 C 14/11 BSchRh des Rhein-
schifffahrtsgerichts St. Goar;
6. die Verklarungsakten 4 UR II 2/11 BSch 
des Schifffahrtsgerichts St. Goar.
Die genannten Akten haben der Beru-
fungskammer vorgelegen.

Tatbestand
Die Klägerin ist Schiffseignerin des MS 
»Waalkade«. Sie nimmt die Beklagten auf 
Schadensersatz aufgrund des nachste-
hend beschriebenen Schiffsunfalls in An-
spruch. Die Beklagte zu 1 ist Eigentüme-
rin des Motorschleppers »Rheinland« und 
war von der Klägerin beauftragt worden, 
MS »Waalkade« am 4. Januar 2011 auf dem 
Rhein zu drehen. Der Beklagte zu 2 war am 
Unfalltag verantwortlicher Schiffsführer 
des Motorschleppers »Rheinland«.
Der Schiffsunfall ereignete sich am 4. Janu-
ar 2011 in den frühen Morgenstunden bei 
Rheinkilometer 537,0 in der Nähe der Stein-
verladung »Sooneck«. Die Fahrrinnenbrei-
te des Rheins beträgt dort 120 m. Zum Un-
fallzeitpunkt führte der Rhein viel Wasser 
und es herrschte eine starke Strömung. 
MS »Waalkade« ist 109 m lang, 11,40 m 
breit und hat eine Tragfähigkeit von 2. 945 t 
bei einer Maschinenleistung von 1.180 PS. 
Zudem ist das Schiff mit einem Bugstrahl-
ruder ausgerüstet. Der Motorschlepper 
»Rheinland« ist 30,82 m lang und 6,45 m 
breit. Er verfügt über eine Maschinenleis-
tung von rund 1. 000 PS. Die Klägerin hat-
te die Beklagte zu 1 beauftragt, MS »Waal-
kade« am 4. Januar 2011 auf dem Rhein zu 
drehen. MS »Waalkade« war an der Stein-

verladung »Sooneck« bei Trechtingshau-
sen mit 1. 800 t Grauwacke beladen wor-
den und sollte diese Fracht nach Kekerdom 
in den Niederlanden bringen. Zu diesem 
Zweck sollte es von dem Motorschlepper 
»Rheinland« auf dem Rhein gedreht wer-
den. Dazu entsandte die Beklagte zu 1 ih-
ren von dem Beklagten zu 2 verantwortlich 
geführten Motorschlepper »Rheinland«. 
Der Schlepper traf zu der vereinbarten Zeit 
gegen 7:30 Uhr des 4. Januar 2011 bei MS 
»Waalkade« ein. MS »Waalkade« hatte zu 
diesem Zeitpunkt unter der verantwortli-
chen Schiffsführung des Schiffsführers 
V bereits von der Verladeanlage losge-
macht und war ein Stück zu Berg gefah-
ren, um die für das Wendemanöver güns-
tigste Position einzunehmen. Dort hielt er 
mit langsam auf vorauslaufender Maschi-
ne das Schiff ständig, als der Motorschlep-
per »Rheinland« eintraf. Dieser wurde mit 
einem 30 m langen Schleppdraht am vor-
deren Backbordpoller von MS »Waalkade« 
festgemacht. Dabei vereinbarten Schiffs-
führer V und der Beklagte zu 2, dass fort-
an Funkkontakt auf Kanal 12 miteinan-
der gehalten werden sollte. Danach zog 
der Motorschlepper »Rheinland« an, bis 
der Schleppdraht auf Spannung war, hielt 
aber danach zunächst einmal an, um die 
Passage eines Talfahrers abzuwarten. So-
dann zog der Beklagte zu 2 zur Querung 
des Rheins nach Backbord und sodann zur 
Durchführung des Wendemanövers weiter 
zu Tal. Während MS »Waalkade« in etwa 
quer zur Stromrichtung im Wasser lag, 
schoss es hinter dem Schleppboot vorbei 
ins rechtsrheinische Ufer und riss sich da-
bei den Schiffsboden derart auf, dass es zu 
erheblichem Wassereintritt kam. Der Be-
klagte zu 2 wurde darüber sofort über Funk 
informiert. Beide Schiffsführer beschlos-
sen gemeinsam, dass MS »Waalkade« zu-
nächst einmal aus der Fahrrinne gezogen 
werden müsse. Zu diesem Zweck wurde es 
im Bereich des Lorcher Werthes neben der 
eigentlichen Fahrrinne zunächst gesichert, 
auf Schäden untersucht und eintretendes 
Wasser abgepumpt. Im weiteren Verlauf 
wurde MS »Waalkade« in Bingen gelöscht 
und ohne Fremdhilfe zurück in die Nieder-
lande verbracht. Dort wurde MS »Waalka-
de« entsprechend der kontradiktorischen 
Schadenstaxe des Sachverständigenbüros 
P GmbH vom 21. Juni 2011 repariert. Insge-
samt beziffert die Klägerin den ihr entstan-
denen Schaden einschließlich Nutzungs-
verlusts und Sachverständigenkosten auf 
347. 281,48 €. Diesen verfolgt sie teilweise 
aus eigenem, teilweise aus abgetretenem 
Recht mit vorliegender Klage gegenüber 
den Beklagten, die jegliche Verantwortlich-
keit dafür abgelehnt haben.
Die Klägerin hat vorgetragen:
Unfallursächlich sei der Umstand gewe-
sen, dass der Beklagte zu 2 mit dem Mo-
torschlepper »Rheinland« MS »Waalkade« 
bei dem Wendemanöver zu weit zum rech-
ten Ufer gezogen habe, so dass dieses dort 
auf Grund gelaufen sei, sich den Schiffs-

boden aufgerissen und das Bugstrahlruder 
beschädigt habe. Ein Mitverschulden treffe 
den Schiffsführer von MS »Waalkade« hin-
gegen nicht, denn der Zeuge V habe die 
Hauptmaschine rechtzeitig auf Rückwärts-
betrieb umgeschaltet und während des 
Wendemanövers auch rechtzeitig rück-
wärts gedreht, um dadurch das Wendema-
növer zu unterstützen. Er habe jedoch nicht 
verhindern können, dass infolge des nauti-
schen fehlerhaften Manövers des Beklag-
ten zu 2 das Vorschiff des MS »Waalkade« 
außerhalb der Fahrrinne auf einen dort be-
findlichen Felsen geraten sei. Verantwort-
lich für das Unfallgeschehen seien alleine 
die Beklagten. Dies gelte umso mehr, als 
sich bei zahlreichen früheren Wendemanö-
vern bereits gezeigt habe, dass eine Unter-
stützung des Wendemanövers durch das 
gezogene Schiff nicht erforderlich sei. Au-
ßerdem habe diesbezüglich keine Abspra-
che mit dem Beklagten zu 2 stattgefunden.
Da das Wendemanöver in vielen Fällen in 
der Vergangenheit ohne Unterstützung 
durch das geschleppte Schiff gefahrlos 
und erfolgreich durchgeführt worden sei, 
rechtfertige sich die Annahme, dass der 
Beklagte zu 2 im vorliegenden Fall einen 
Fehler gemacht habe, indem er MS »Waal-
kade« in einem zu großen Bogen gewen-
det und das Vorschiff nicht rechtzeitig vom 
Ufer weggezogen habe.
Die Klägerin hat beantragt,
1. die Beklagten zu 1 und 2 gesamtschuld-
nerisch haftend zu verurteilen, an die Klä-
gerin 347. 281,48 € nebst Zinsen i.H.v. 
5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz 
und zwar von 332. 311,64 € seit dem 30. Juli 
2011 und von weiteren 14. 969,84 € seit Kla-
gezustellung sowie nach Nr. 2300 VV RVG 
eine 1,3 Gebühr i.H.v. 3.745,88 € zu zahlen,
2. den Beklagten zu 1 und 2 als Gesamt-
schuldnern die Kosten des Rechtsstreits 
einschließlich der Kosten des Verklarungs-
verfahrens Fachinger –  Az. des Schiff-
fahrtsgerichts St. Goar: 4 UR II 2/11 BSch 
– aufzuerlegen.
Die Beklagten haben beantragt,
1. die Klage abzuweisen,
2. der Klägerin die Kosten des Rechts-
streits einschließlich der Kosten des Ver-
klarungsverfahrens vor dem Schifffahrts-
gericht St. Goar unter 4 UR II 2/11 BSch 
aufzuerlegen,
3. hilfsweise ihnen vorzubehalten, das 
Recht auf Beschränkung der Haftung ge-
mäß §§ 4-5 m BinSchG geltend zu machen, 
wenn ein Fonds nach § 5d BinSchG errich-
tet worden ist oder bei Geltendmachung 
des Rechtes auf Beschränkung der Haf-
tung errichtet wird.
Sie haben vorgetragen:
Der Beklagte zu 2 habe als Schiffsführer 
des Schleppers »Rheinland« keinen Feh-
ler gemacht. Unfallursächlich sei alleine 
das Fahrverhalten des Schiffsführers von 
MS  »Waalkade« gewesen. Dieser habe 
nämlich das Wendemanöver nicht unter-
stützt, obwohl dies auf jeden Fall erforder-
lich gewesen sei.
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Das Rheinschifffahrtsgericht hat die Klage 
abgewiesen. Zur Begründung seiner Ent-
scheidung hat es im wesentlichen ausge-
führt:
Die Klage sei unbegründet, weil die Kläge-
rin ein schadensersatzbegründendes Ver-
halten der Beklagten nicht nachzuweisen 
vermocht habe. Das Gericht sei vielmehr 
davon überzeugt, dass der Schiffsführer 
von MS »Waalkade« die streitgegenständ-
liche Havarie selbst verursacht habe. Un-
ter Berücksichtigung des vorgetragenen 
Sach- und Streitstandes und Auswer-
tung der beigezogenen Verklarungsak-
ten sei für das Gericht ein Fehlverhalten 
des Beklagten zu 2 nicht zu erkennen. So-
weit die Klägerin behaupte, der Beklagte 
zu 2 habe mit dem Schlepper »Rheinland« 
MS »Waalkade« zu weit zum rechtsrhei-
nischen Ufer hingezogen bzw. versäumt, 
es rechtzeitig in Gegenrichtung zu ziehen, 
sei dies zunächst einmal eine unsubstan-
tiierte Behauptung, die sich unter Berück-
sichtigung der gegebenen Fakten und der 
Aussagen des Beklagten zu 2 und des Zeu-
gen J im Verklarungsverfahren nicht be-
stätigt habe. Diese hätten nämlich im Rah-
men ihrer Vernehmung übereinstimmend 
bekundet, dass der Schlepper »Rheinland« 
MS »Waalkade« wie üblich nach dem An-
ziehen zunächst in Richtung des rechten 
Rheinufers gezogen habe, aber bereits bei 
Erreichen des roten Tonnenstrichs auf der 
rechten Rheinseite wieder talwärts nach 
Backbord eingeschwenkt und dann bei 
Querlage von MS »Waalkade« im Rhein so-
fort wieder in Richtung des linken Rheinu-
fers gezogen habe. Diese Fahrweise kön-
ne unter Berücksichtigung der gegebenen 
Fakten nicht als verspätetes Drehmanö-
ver angesehen werden. Insofern sei näm-
lich zu berücksichtigen, dass MS »Waalka-
de« selbst eine Länge von 109 m habe, der 
Schlepper »Rheinland« 31 m lang sei und 
das Schleppseil zwischen MS  »Waalka-
de« und dem Schlepper »Rheinland« eine 
Länge von 30 m aufgewiesen habe. Die 
Fahrrinne im Bereich der Unfallstelle wei-
se eine Breite von einer 120 m auf. Wenn 
nun der Beklagte zu 2 mit dem Schlepper 
»Rheinland« MS »Waalkade« vom grünen 
Tonnenstrich über den Rhein gezogen 
habe, habe sich der Bug von MS »Waalka-
de« noch nicht in Fahrrinnenmitte befun-
den, als der Schlepper »Rheinland« sich 
mit seinem Bug am roten Tonnenstrich 
befunden und bereits wieder talwärts 
eingeschwenkt habe. In diesem Moment 
dürfte sich MS »Waalkade« noch in einer 
bergwärtsfahrenden Position mit einem 
45°-Winkel zur Fließrichtung des Rheins 
befunden haben. Dabei sei auch zu be-
rücksichtigen, dass der Schlepper »Rhein-
land« einen Zugwinkel von 45° kaum habe 
überschreiten dürfen, um nicht selbst in 
die Gefahr zu raten, seitlich wegzukip-
pen. Der Zugpunkt für das Drahtseil, mit 
welchem MS «Waalkade« gezogen wor-
den sei, habe nämlich auf dem Heck des 
Schleppers vor den hinten angeordneten 

Schiffsschrauben gelegen. Es entspreche 
physikalischen Gesetzen, dass sich ein zie-
hendes Schiff zur Seite neige, wenn sich 
der Zugpunkt für das Drahtseil vor den 
Schiffsschrauben befinde und in einem 
zu engen Winkel gezogen werde. 
Dies habe auch der Beklagte zu 2 im Rah-
men seiner Vernehmung im Verklarungs-
verfahren bestätigt. Er habe geschildert, 
dass der Schlepper »Rheinland« hätte kip-
pen können, wenn er beim Drehvorgang 
einen zu engen Winkel gewählt hätte und 
dadurch zu nahe an MS »Waalkade« ge-
kommen wäre. Eine engere Fahrweise sei 
dem Beklagten zu 2 aufgrund der darge-
stellten Kräfte und Risiken zur Vermeidung 
einer Gefährdung seines Schleppers nicht 
möglich gewesen. Jedenfalls habe die in-
sofern darlegungs- und beweispflichtige 
Klägerin auch keinen technisch nachvoll-
ziehbaren Vorgang geschildert, der eine 
engere Fahrweise sinnvoll und technisch 
gerechtfertigt erscheinen lassen würde. 
Das Gericht folge insoweit den überzeu-
genden Bekundungen des Beklagten zu 
2 und des Zeugen J.
Bei dieser Sachlage bestehe auch keine 
Veranlassung, die von der Klägerin aufge-
stellte Beweislastregel zu berücksichtigen, 
wonach der Umstand, dass viele Wende-
manöver in der Vergangenheit erfolgreich 
und gefahrlos durchgeführt worden sei-
en, dafür spreche, dass der Beklagte zu 
2 als Schiffsführer des ziehenden Schif-
fes einen Fehler begangen haben müsse. 
Eine derartige Vermutung sei dem gelten-
den Recht fremd und könne daher den all-
gemeinen Grundsatz, dass derjenige, der 
ein Fehlverhalten behaupte, dies auch be-
weisen müsse, nicht verdrängen. Dies gel-
te umso mehr, als das Gericht sogar da-
von überzeugt sei, dass der Schiffsführer 
von MS »Waalkade«, der Zeuge V, einen 
nautischen Fehler begangen habe. Er habe 
nämlich das Wendemanöver nicht aus-
reichend unterstützt. Wie der vorliegen-
de Fall zeige, könne ein Abdriften in den 
Uferbereich auch bei Zuhilfenahme ei-
nes Schleppschiffes nicht vollständig ver-
mieden werden. Denn einerseits habe MS 
»Waalkade« eine Schiffslänge von 109 m, 
so dass bei einem Wendemanöver fast die 
gesamte Fahrrinnenbreite beansprucht 
worden sei, und andererseits entstehe in 
dem Moment, in welchem sich das wen-
dende Schiff quer zur Flussflussrichtung 
befinde, ein derart großer Wasserdruck 
auf die Steuerbordseite, dass zwangsläu-
fig die Gefahr des Abdriftens in den Ufer-
bereich entstehe. Im vorliegenden Fall sei 
die Gefahr auch deshalb besonders groß 
gewesen, weil bei der Schiffslänge von 
MS »Waalkade« beim Wendemanöver nur 
noch eine Entfernung von 10 m bis zum ro-
ten Tonnenstrich bestanden habe, so dass 
ein Abdriften um gute 10 m schon habe 
ausreichen können, um neben der Fahrrin-
ne mit dem Bug des Schiffes auf Grund zu 
laufen. Außerdem habe damals eine star-
ke Strömung geherrscht. Deshalb habe 

auf jeden Fall alles unternommen werden 
müssen, um das Wendemanöver mit al-
len zur Verfügung stehenden Mitteln zu 
unterstützen. Entscheidend sei, dass der 
Zeuge V zu spät rückwärts gemacht und 
damit das Wendemanöver zu spät unter-
stützt habe. Nach den Bekundungen des 
Zeugen M habe der Schiffsführer V zu spät 
auf Rückwärtsbetrieb umgeschaltet, denn 
dies sei erst dann geschehen, als der Zeu-
ge V gemerkt habe, dass er nicht um die 
Kurve gekommen sei. Dies bedeute bei 
sachgerechter objektiver Interpretation 
der Aussage, dass der Zeuge M die Po-
sition gemeint haben müsse, als sich MS 
»Waalkade« in Querlage zum Strom befun-
den habe und wieder die Kurve nach tal-
wärts habe nehmen wollen. Vorher, d.h. 
beim Einschwenken von der Bergfahrt in 
die Querfahrt, sei nämlich weder für den 
Zeugen M noch für den Zeugen V erkenn-
bar gewesen, dass MS »Waalkade« nicht 
mehr vor dem roten Tonnenstrich in Tal-
fahrt gelangen würde. Der Zeitpunkt, erst 
in Querfahrt zum Strom auf Rückwärtsbe-
trieb zu schalten, sei aber zu spät gewesen. 
Dies sehe offenbar auch der Zeuge V so, 
denn er habe im Rahmen seiner Verneh-
mung ausdrücklich betont, dass er bereits 
auf Rückwärtsbetrieb geschaltet habe, als 
sein Schiff noch etwa 45° zur Fließrichtung 
des Wassers gelegen habe. Erst als er be-
merkt habe, dass dies nicht klar gehe, habe 
er voll rückwärts gedreht. Zu diesem Zeit-
punkt habe er sich mit dem Bug noch im 
Fahrwasser befunden. Das Gericht halte 
diese Schilderung für eine Schönfärbung 
unter dem Aspekt einer Schutzbehaup-
tung, denn sie widerspreche den Angaben 
des Zeugen M, der ebenfalls auf MS »Waal-
kade« als Steuermann tätig gewesen sei 
und der ein Rückwärtsdrehen der Schiffs-
schraube erst festgestellt habe, als der 
Zeuge V gemerkt habe, dass er nicht um 
die Kurve gekommen sei. Das Gericht hal-
te die Angaben des Zeugen M auch für we-
sentlich glaubhafter, da bei ihm weder ein 
ideelles noch ein wirtschaftliches Interes-
se am Ausgang des Rechtsstreits zu erken-
nen gewesen sei, während dies bei dem 
Zeugen V als verantwortlichen Schiffsfüh-
rer auf der Hand gelegen habe.
Das Gericht halte die frühere Einschal-
tung des Rückwärtsbetriebes auch zwin-
gend für erforderlich, denn aufgrund der 
Schiffslänge von MS »Waalkade« seien bei 
einem Wendemanöver innerhalb der Fahr-
rinne nur wenige Meter verblieben, um 
nicht mit dem Bug in das rechte Ufer zu 
gelangen. Deshalb dürfte es nautisch rich-
tig gewesen sein, wie es auch der Zeuge V 
gemacht haben wolle, nämlich die Schiffs-
schrauben bereits kurz vor Erreichen ei-
ner Position quer zur Fließrichtung des 
Wassers mit voller Kraft rückwärts dre-
hen zu lassen. Durch eine derartige Fahr-
weise hätte das Driften von MS »Waalka-
de« zumindest verzögert und gleichzeitig 
dem ziehenden Schlepper »Rheinland« die 
Möglichkeit gegeben werden können, MS 
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»Waalkade« noch rechtzeitig vor dem ro-
ten Tonnenstrich herumzuziehen. Die Si-
tuation sei vergleichbar mit zwei durch 
ein Seil verbundenen Schlitten auf ei-
nem schneeglatten Weg, wenn der hinte-
re Schlitten schneller werde. In dieser Si-
tuation entspanne sich das Zugseil und 
der Schlitten könne nach der Seite aus-
weichen. Werde er hingegen abgebremst, 
spanne sich das Zugseil und er folge dann 
wieder der Spur des vorderen Schlittens. 
Diese Überlegung beweise, dass eine Un-
terstützung des Wendemanövers durch 
ein schleppendes Schiff unumgänglich sei 
und umso wichtiger werde, je länger das 
wendende Schiff sei, weil dieses in Quer-
lage zum Rhein bei einer Fahrrinnenbreite 
von 120 m fast die gesamte Fahrrinne in 
Anspruch nehme.
Soweit die Klägerseite beantragt habe, zu 
der Frage der Verantwortlichkeit und Ur-
sache ein Sachverständigengutachten ein-
zuholen, habe das Gericht aufgrund eige-
ner Sachkunde dies nicht für erforderlich 
gehalten. Einem Sachverständigen stün-
den außer den für die Überlegungen ein-
gestellten Maße und Daten der Schiffe 
keine weiteren Anknüpfungstatsachen zu 
Verfügung, so dass dieser auch keine kon-
kreteren Angaben über die Unfallursache 
machen, sondern nur Vermutungen anstel-
len könne.
Gegen dieses Urteil hat die Klägerin form-
und fristgerecht Berufung mit dem Antrag 
auf Entscheidung durch die Berufungs-
kammer der Zentralkommission für die 
Rheinschifffahrt eingelegt und diese frist-
gerecht begründet.
Sie wiederholt und vertieft ihr erstinstanz-
liches Vorbringen und macht insbesonde-
re geltend:
Die sachverständige Beurteilung des Wen-
demanövers durch das Rheinschifffahrts-
gericht sei fehlerhaft, weil es selbst noch 
kein einziges Wendemanöver eines Rhein-
schiffes mit einem Schlepper beobach-
tet, geschweige denn ein solches Wende-
manöver hautnah miterlebt habe, sei es 
durch Anwesenheit auf dem zu wenden-
den Rheinschiff oder auf dem das Wen-
demanöver durchführenden Schlepper. 
Das Rheinschifffahrtsgericht erläutere 
selbst nicht, weshalb es meine, in Bezug 
auf Wendemanöver angeblich sachkundig 
zu sein. Stattdessen werde ein Vergleich 
mit zwei Schlitten auf schneeglatter Flä-
che bemüht, woraus sich überraschender-
weise ergeben solle, dass das geschleppte 
Schiff das Wendemanöver des Schleppers 
unterstützen müsse. Zwei Schlitten hät-
ten mit einem Wendemanöver nichts ge-
meinsam. Bei Hinzuziehung eines nauti-
schen Sachverständigen hätte dieser dem 
Rheinschifffahrtsgericht verdeutlicht, dass 
es keine Verpflichtung der Schiffsführung 
des MS »Waalkade« gegeben habe, das 
Wendemanöver des Schleppers durch Ein-
satz der Maschine zu unterstützen, es sei 
denn, seitens der Schlepperführung wäre 
solches verlangt worden. Dann hätte eine 

genaue Absprache erfolgen müssen, was 
vorliegend jedoch unstreitig nicht gesche-
hen sei. Es stelle deshalb einen groben 
Rechtsfehler in Form der Nichterhebung 
eines angetretenen Beweises durch Einho-
lung des nautischen Gutachtens dar, dass 
das Rheinschifffahrtsgericht dem Beweis-
antritt nicht gefolgt sei.
Unabhängig davon habe das Rheinschiff-
fahrtsgericht nicht hinreichend berück-
sichtigt, dass die Klägerin bereits zuvor 
40-50 mal der Beklagten zu 1 den Auf-
trag erteilt habe, das jeweils beladene 
MS »Waalkade« an der Verladestelle in 
Trechtingshausen zu Tal zu wenden, was 
jeweils ohne Probleme erfolgt sei, ohne 
dass bei diesen vorangegangen Wende-
manövern eine Unterstützung seitens des 
MS »Waalkade«, etwa durch Einsatz von 
Maschinenkraft, erfolgt sei. Stets habe die 
starke Maschinenleistung des Schleppers 
zur ordnungsgemäßen Durchführung des 
Wendemanövers ausgereicht. Wie in al-
len vorangegangenen Fällen habe auch 
bei dem hier in Rede stehenden Wende-
manöver der Schlepper »Rheinland« mit 
Hilfe seiner leistungsstarken Maschine 
das MS »Waalkade« allein wenden sollen. 
Unzutreffend sei daher die Ansicht des 
Rheinschifffahrtsgerichts, wonach es sich 
angeblich um eine von dem Rheinschiff-
fahrtsgericht so genannte »Schlepphil-
fe« gehandelt habe. Hierbei verkenne das 
Rheinschifffahrtsgericht bereits, dass 
sämtliche zuvor durchgeführten Wende-
manöver mit ausschließlicher Maschinen-
kraft des jeweiligen Schleppers erfolgt 
seien. Dies habe der Zeuge M bei seiner 
Vernehmung im Verklarungsverfahren ein-
deutig bestätigt. Darüber hinaus habe das 
Gericht verkannt, dass die Art und Weise 
und der Zeitpunkt einer Mitwirkung des 
MS »Waalkade« bei dem Wendemanöver, 
wäre eine solche von dem Schlepper für er-
forderlich gehalten worden, zwischen der 
Führung des geschleppten Schiffes und 
der Schlepperführung im Einzelnen hätte 
abgesprochen werden müssen. Dies sei 
unstreitig nicht geschehen. Wie bei einem 
Schleppzug sei auch der Schlepperführer, 
dessen Aufgabe es sei, ein einzelnes Schiff 
allein mittels eigener Maschinenkraft zu 
Tal zu wenden, verantwortlich für die rich-
tige Bemessung der Stranglänge und die 
Bestimmung des Beginns der Fahrtaufnah-
me. Insbesondere liege die Fahrweise bei 
Durchführung des Wendemanövers selbst 
im konkreten Falle im alleinigen navigato-
rischen Ermessen des Schlepperführers. 
Diese Regelung sei eindeutig, sinnvoll und 
notwendig. Da der Schlepperführer alleine 
bestimme, wo es lang gehe, sei es der Füh-
rung des geschleppten Schiffes untersagt, 
eigenmächtig sich etwa durch irgendwel-
che eigenen Maschinenmanöver in das 
nach dem nautischen Ermessen durch-
geführte Wendemanöver des Schlepper-
führers einzumischen. Daraus folge, dass 
der für das Wendemanöver verantwortli-
che Schlepperführer der Schiffsführung 

des geschleppten Schiffes klare Anwei-
sungen erteilen müsse, in welcher Wei-
se und zu welchem Zeitpunkt eine Mitwir-
kung des geschleppten Schiffes von ihm 
gewünscht bzw. für erforderlich gehalten 
werde, wenn er denn eine solche Mitwir-
kung des geschleppten Schiffes für erfor-
derlich halte.
Im konkreten Falle habe der Beklagte zu 
2 als Schiffsführer des Schleppers der 
Schiffsführung des MS »Waalkade« un-
streitig keine Anweisungen diesbezüg-
lich erteilt. Deshalb habe die Schiffsfüh-
rung des MS »Waalkade« wiederum davon 
ausgehen können und müssen, dass der 
Schlepper wie bei den 40-50 vorangegan-
gen Wendemanövern auch in diesem Falle 
keinen Maschineneinsatz des MS »Waalka-
de« für erforderlich erachtet habe, um das 
dem Schlepper in Auftrag gegebene Wen-
demanöver zu unterstützen.
Als Schiffsführer V kurz nach Einleitung 
des Wendemanövers durch den Schlep-
per bemerkt habe, dass der Schlepper die-
ses Mal anders als bei den vorangegange-
nen unproblematischen Wendemanövern 
zu lange in Richtung des rechtsrheinischen 
Ufers gezogen und zu spät in Gegenrich-
tung nach Backbord eingeschwenkt habe, 
habe er die bereits auf zurück eingekop-
pelte Maschine als Notmaßnahme in die-
ser Situation auf vollan zurück laufen las-
sen, weil er erkannt habe, dass infolge des 
nautischen Fehlers des Schleppers das 
Manöver dieses Mal nicht habe klar gehen 
können. Auch der Schlepperführer, näm-
lich der Beklagte zu 2, habe seinen nauti-
schen Fehler bemerkt. Dies habe ihn ver-
anlasst, den vereinbarten Sprechfunkkanal 
12 zu benutzen um mit dem Schiffsführer V 
Verbindung aufzunehmen mit der Auffor-
derung, mit der Maschine des MS »Waal-
kade« nunmehr vollan zurück zu machen. 
Zu diesem Zeitpunkt habe aber Schiffsfüh-
rer V schon die Notsituation erkannt, in die 
der Schlepperführer den Verband infolge 
seines nautischen Fehlers gebracht habe.
Das Rheinschifffahrtsgericht irre auch, 
wenn es meine, es bestünde angeblich 
ein Widerspruch zwischen der Aussage 
des Schiffsführers V und des Steuerman-
nes hinsichtlich des Beginns der Einleitung 
des Rückwärtsmanövers. Diese Feststel-
lung sei im übrigen ohne Bedeutung, weil 
Schiffsführer V gar nicht verpflichtet ge-
wesen sei, während des Wendemanövers 
des Schleppers die Maschine ohne Auffor-
derung durch den Schlepperführer in Be-
trieb zu setzen. Der nautische Fehler der 
Schlepperführung sei im übrigen derart 
gravierend gewesen, dass auch das von 
Schiffsführer V eingeleitete und zu die-
sem Zeitpunkt auch von dem Schlepper-
führer geforderte Notmanöver auf vollan 
zurück nicht habe verhindern können, dass 
MS »Waalkade« außerhalb der Fahrrinne 
zum rechtsrheinischen Ufer und dort auf 
einen Felsen geraten sei.
Unabhängig davon müsse darauf hinge-
wiesen werden, dass zwischen den Par-
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teien ein Schleppvertrag zustandegekom-
men sei, der rechtlich als Werkvertrag 
zu qualifizieren sei. Dieser Schleppver-
trag habe den Schleppbootunternehmer 
und den von ihm eingesetzten Schlepp-
bootführer verpflichtet, das in Auftrag 
gegebene Wendemanöver sorgfältig 
und ordnungsgemäß auszuführen und 
das geschleppte Schiff unversehrt zu Tal 
zu wenden. Bei derartigen Werkverträ-
gen treffe den Schleppbootunternehmer 
die Beweislast, wenn sich aus der Sach-
lage zunächst der Schluss rechtfertige, 
dass der Schleppbootunternehmer die 
ihm obliegende Sorgfaltspflicht verletzt 
habe und die Schadensursache aus dem 
Gefahrenbereich des Schleppbootunter-
nehmers hervorgegangen sei. Beide Vor-
aussetzungen würden auf den hier zur Ent-
scheidung stehenden Fall zutreffen. Den 
ihnen obliegenden Entlastungsbeweis 
könnten die Beklagten nicht führen, denn 
dazu müssten sie den Nachweis erbringen, 
selbst ein nautisch einwandfreies und ord-
nungsgemäßes Wendemanöver gefahren 
zu haben. Dieser Beweis sei ihnen schon 
deshalb nicht möglich, weil das Wende-
manöver auch dieses Mal wie 40-50 mal 
zuvor bei Anwendung der hierzu erfor-
derlichen Sorgfalt und nautisch korrekter 
Handlungsweise wiederum für MS »Waal-
kade« schadensfrei vonstatten gegangen 
wäre. Letztlich könne die Frage der Be-
weislast aber auch dahinstehen, weil das 
nautische Verschulden der Schlepperfüh-
rung feststehe.
Schließlich könne dem Rheinschifffahrts-
gericht auch insoweit nicht gefolgt wer-
den, als es meine, dem Schlepperfüh-
rer sei angeblich eine engere Fahrweise 
nicht möglich gewesen. Diese Meinung 
sei schon dadurch widerlegt, dass der 
Schlepperführung dieses Mal das Manö-
ver misslungen sei, während es bei den 
40-50 vorangegangenen Wendemanö-
vern schadensfrei durchgeführt worden 
sei. Infolge seiner vorgefassten Meinung 
habe das Rheinschifffahrtsgericht nicht 
erkannt, dass die Beschreibung des Be-
klagten zu 2, MS »Waalkade« habe, als es 
quer zum Fluss gelegen habe, angeblich 
»plötzlich einen Schuss gemacht und sei 
in Richtung rechtsrheinisches Ufer gefah-
ren«, exakt das Verschulden der Schlep-
perführung beschreibe. Wenn nämlich der 
Schlepperführer das Wendemanöver nau-
tisch korrekt durchgeführt hätte, hätte es 
gar nicht zu einem angeblichen »Schie-
ßen« des Schiffes kommen können. Viel-
mehr hätte der Schlepperführer bereits 
vor Erreichen der Querlage des MS »Waal-
kade« dessen Vorschiff herum- und in die 
Gegenrichtung ziehen müssen. Auf diese 
Weise hätte eine Vorwärtsbewegung des 
MS »Waalkade« gar nicht erfolgen können, 
denn eine solche wäre sofort verhindert 
worden durch den in Gegenrichtung zie-
henden Schlepper. Dieser Vorgang sei ins-
gesamt von dem Rheinschifffahrtsgericht 
missverstanden und daher nautisch falsch 

beurteilt worden. Dies hätte nicht gesche-
hen können, wenn das Rheinschifffahrts-
gericht das beantragte nautische Sachver-
ständigengutachten zu dem Ablauf des 
Wendemanövers eingeholt hätte.
Die Klägerin beantragt,
das Urteil des Rheinschifffahrtsgerichts 
aufzuheben und gemäß den in 1. Instanz 
gestellten Schlussanträgen der Klage in 
vollem Umfang stattzugeben.
Die Beklagten beantragen,
die Berufung zurückzuweisen.
Sie verteidigen das angefochtene Urteil 
unter Wiederholung und Vertiefung ihres 
erstinstanzlichen Vorbringens und machen 
insbesondere geltend:
Entgegen der Auffassung der Klägerin 
habe es der Einholung eines Sachverstän-
digengutachtens nicht bedurft. Auf eine 
besondere Sachkunde sei es nicht ange-
kommen, da es nichts Neues und jedem 
bekannt sei, dass ein Schiff durch Gieren 
Fahrt aufnehme und deshalb einen Schuss 
mache. Wenn ein Schiff bei einem derar-
tigen Wendemanöver grundsätzlich und 
mehr oder weniger stark giere, so bestehe 
der Kern der Behauptung der Klägerin dar-
in, dass der Schlepper dieses Gieren ohne 
Unterstützung durch die Hauptmaschinen 
des Motorschiffes durch eigene Manöver 
hätte verhindern können und verhindern 
müssen. Dies sei jedoch nicht der Fall und 
werde von der Entscheidung ausführlich 
und richtig dargestellt. Entscheidend sei 
der Umstand, dass die Kraft des Schlep-
pers gebraucht werde, um das Schiff zu 
drehen. Der Schlepper erzeuge also Dreh-
kräfte, indes keine oder nur wenig Brems-
kräfte, um sie der durch Gieren aufgenom-
menen Fahrt entgegenzusetzen.
Die Schiffsführung des MS »Waalkade« 
stelle auch selbst nicht in Abrede, dass es 
der Mithilfe des Motorschiffes beim Wen-
demanöver zumindest insoweit bedurft 
habe, als man dort darauf achte, dass das 
Motorschiff keinen »Schuss« mache und 
man durch die rückwärts laufende Haupt-
maschine eine Geschwindigkeitsaufnah-
me des Schiffes durch den Giereffekt ver-
meide.
Eine Absprache über ein solches und ei-
gentlich selbstverständliches Verhalten 
der Schiffsführung des Motorschiffes sei 
wegen einer ganzen Reihe bereits früher 
durchgeführter ähnlicher Manöver nicht 
erforderlich gewesen. In jedem Fall sei 
selbst bei gegebener Notwendigkeit eine 
unterlassene Absprache gerade nicht kau-
sal für das weitere Geschehen geworden, 
da Schiffsführer V die Notwendigkeit ge-
kannt habe, durch geeignete Rückwärts-
manöver einen Schub »nach vorne« zu ver-
meiden. Die Schiffsführung habe deshalb 
sehr wohl gewusst, dass es ihre Aufgabe 
gewesen sei, den Schub aus dem eigenen 
Schiff zu nehmen, und man behaupte so-
gar, dies getan zu haben. Darüber hinaus 
sei zu beachten, dass es die Schiffsführung 
des Motorschiffes viel deutlicher und vor 
allem schneller erkenne, wenn das eigene 

Schiff in Bewegung gerate. Die Besatzung 
des unter Draht und Winkel und Volllast zu 
Tal ziehenden Schleppers habe diesbezüg-
lich keine, jedenfalls nur eine sehr schlech-
te Kenntnisnahmemöglichkeit.

Entscheidungsgründe
Die zulässige Berufung führt zur Aufhe-
bung des Urteils und zur Zurückweisung 
der Sache an das Rheinschifffahrtsgericht. 
Die Begründung des Rheinschifffahrtsge-
richts trägt die Abweisung der Klage ge-
gen die Beklagten nicht.
1. Auf der Grundlage des Vorbringens der 
Klägerin kann zunächst eine vertragliche 
Haftung der Beklagten zu 1 gemäß den 
§§ 634 Nr. 4, 280 Abs. 1 BGB nicht ausge-
schlossen werden. 
a) Der zwischen der Klägerin und der 
Beklagten zu 1 zustandegekommene 
Schleppvertrag ist rechtlich als Werkver-
trag im Sinne des § 631 Abs. 1 BGB ein-
zuordnen. Der Schleppvertrag verpflich-
tet den Unternehmer, den geschleppten 
Kahn unversehrt an seinen Bestimmungs-
ort zu bringen (vgl. BGHZ 27, 36; Bemm/
von Waldstein, Rheinschifffahrtspolizei-
verordnung, 3. Aufl. 2006, § 1. 02 Rdn. 15). 
Dies hat zur Folge, dass der Schleppboot-
unternehmer einen Erfolg schuldet. Sei-
ne Werkleistung ist deshalb bereits dann 
mangelhaft im Sinne des § 633 Abs. 2 Satz 
2, Nr. 1 BGB und stellt zugleich eine Pflicht-
verletzung im Sinne des § 280 Abs. 1 Satz 
1 BGB dar, wenn der von dem Schleppun-
ternehmer geschuldete Erfolg nicht ein-
tritt. Dies ist insbesondere dann der Fall, 
wenn bei dem Transport ein Schaden auf-
tritt. Ebenso wie bei einem Personenbe-
förderungsvertrag der Unternehmer si-
cherstellen muss, dass die zu befördernde 
Person wohlbehalten am Bestimmungsort 
angelangt, muss ein Schleppzugführer si-
cherstellen, dass das von ihm geschleppte 
Schiff wohlbehalten am Zielort ankommt. 
Hieran fehlt es vorliegend, weil MS »Waal-
kade« bei dem Schleppvorgang beschä-
digt worden ist. Damit steht zugleich fest, 
dass die Beklagte zu 1 ihre Pflichten ge-
genüber der Klägerin objektiv verletzt hat.
b) Gemäß § 280 Abs. 1 Satz 2 BGB wird 
aufgrund einer feststehenden Pflichtver-
letzung vermutet, dass der Schuldner – 
hier die Beklagte zu 1 – die Pflichtverlet-
zung zu vertreten hat. Der Schuldner muss 
deshalb beweisen, dass die Pflichtverlet-
zung weder auf einem eigenen Verschul-
den noch auf einem Verschulden seiner 
Organe (§§ 276, 31 BGB) oder seiner Er-
füllungsgehilfen (§ 278 Abs. 1 BGB) be-
ruht. Entgegen der Auffassung des Rhein-
schifffahrtsgerichts in dem angegriffenen 
Urteil war die Klägerin deshalb nicht ge-
halten, ein Verschulden des Beklagten zu 
2 als Schleppzugführer, dessen Verhalten 
sich die Beklagte zu 1 gemäß § 278 Abs. 
1 BGB zurechnen lassen muss, näher dar-
zulegen. Vielmehr genügt bereits der Um-
stand, dass das Schiff der Klägerin bei 
dem Schleppvorgang unstreitig beschä-
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digt worden ist. Abgesehen davon hat 
die Klägerin aber auch vorgetragen, wo-
rin ihrer Auffassung nach ein mögliches 
Verschulden des Beklagten zu 2 liege. Er 
habe nämlich bei dem Wendemanöver zu 
weit zum rechten Ufer gezogen; außer-
dem habe es keine insoweit erforderliche 
Absprache mit dem Schiffsführer V gege-
ben. Entgegen der Auffassung des Rhein-
schifffahrtsgerichts kann dieses Vorbrin-
gen nicht als unsubstantiiert angesehen 
werden.
Auf der Grundlage der Feststellungen des 
Rheinschifffahrtsgerichts kann der der Be-
klagten zu 1 hiernach obliegende Entlas-
tungsbeweis nicht als geführt angesehen 
werden.
aa) Dies gilt zunächst für die Feststellung 
des Rheinschifffahrtsgerichts, der Be-
klagte zu 2 als Schleppzugführer habe das 
Anhangschiff nicht mit einem zu gerin-
gen Winkel gezogen. Zwar hat das Rhein-
schifffahrtsgericht plausibel dargelegt, 
warum es bei einem hier in Rede stehen-
den Wendemanöver zu eigenen Gefahren 
für das Schleppboot kommen kann, wenn 
in einem zu engen Winkel gezogen wird. 
Nach Auffassung der Berufungskammer 
hätte das Rheinschifffahrtsgericht diese 
Frage jedoch nicht ohne Einholung eines 
Sachverständigengutachtens entschei-
den dürfen. Die Frage, in welchem Win-
kel das Zugmanöver durchzuführen war, 
hängt von ganz unterschiedlichen Fakto-
ren ab. So müssen sowohl die Strömungs-
geschwindigkeit, die Wassertiefe, die Be-
ladung der Schiffe, die Länge des Zugseils 
sowie die Geschwindigkeit des Schlepp-
schiffes in die Berechnung mit eingestellt 
werden. Eine Rolle spielt auch eine unter 
Umständen gebotene Unterstützung des 
Wendemanövers durch den Anhangschif-
fer. Welche Berechnungen der Beklagte 
zu 2 als Schleppzugführer hätte anstel-
len müssen, wird von dem Rheinschiff-
fahrtsgericht nicht näher dargelegt. Inso-
weit ist auch nicht ausgeschlossen, dass 
möglicherweise aufgrund der Gesamtum-
stände ein gefahrloses Wendemanöver je-
denfalls an der in Aussicht genommenen 
Wendestelle aus physikalisch-technischen 
Gründen nicht möglich war. In diesem Fall 
hätte das Wendemanöver auf Anweisung 
des Beklagten zu 2 insgesamt unterbleiben 
oder an einem anderen, geeigneteren Ort 
durchgeführt werden müssen.
Der schlichte Hinweis des Rheinschiff-
fahrtsgerichts auf die eigene Sachkunde 
machte die Einholung eines Sachverstän-
digengutachtens nicht entbehrlich. Zwar 
erfordert die Würdigung eines einfachen 
Sachverhalts regelmäßig keine speziel-
le Sachkunde und wird durch die Kennt-
nis allgemeiner Erfahrungssätze ermög-
licht, die jeder im Laufe seines Lebens 
sammelt. Doch muss die eigene Sachkun-
de des Richters, die die Einholung eines 
Sachverständigengutachtens entbehr-
lich macht, den Parteien bekanntgege-
ben und im Urteil im Einzelnen dargelegt 

werden (vgl. BGH VersR 2007, 1008; siehe 
auch BGH VersR 1967, 657). Bereits hieran 
fehlt es, wie die Klägerin zu Recht geltend 
macht. Im übrigen wird die Würdigung 
des hier von den Parteien vorgetragenen 
Sachverhalts aber nicht schon durch die 
Kenntnis allgemeiner Erfahrungssätze er-
möglicht, die sich der Richter angeeignet 
haben mag. Sie setzt eine schwierige phy-
sikalische Berechnung unter sachkundiger 
Berücksichtigung der Gegebenheiten des 
konkreten Einzelfalls voraus. Eine solche 
Berechnung übersteigt das beim Rhein-
schifffahrtsgericht gemeinhin zu vermu-
tende Wissen.
bb) Keine Feststellungen hat das Rhein-
schifffahrtsgericht zu der Frage getrof-
fen, inwieweit es dem Beklagten zu 2 als 
Schleppzugführer oblegen hätte, mit dem 
Anhangschiffer eine Absprache herbeizu-
führen. Zwar obliegt es auch dem Anhang-
schiffer, den Schleppvorgang durch geeig-
nete Maßnahmen zu unterstützen. Dies ist 
auch in § 1. 02 Nr. 5 RheinSchPV ausdrück-
lich normiert. Hiernach haben die Schiffs-
führer der geschleppten Fahrzeuge die 
Anweisungen des Führers des Schlepp-
verbandes zu befolgen. Sie haben jedoch 
auch ohne solche Anweisungen alle Maß-
nahmen zu treffen, die für die sichere Füh-
rung ihrer Fahrzeuge durch die Umstän-
de geboten sind. Dies schließt allerdings 
nicht aus, dass möglicherweise zusätz-
lich zu den eigenen Vorkehrungen des 
Anhangschiffers auch Anweisungen des 
Schleppzugführers angezeigt sind. Vorlie-
gend steht fest, dass der Beklagte zu 2 erst 
zu einem Zeitpunkt die Anweisung an den 
Schiffsführer des klägerischen Schiffes 
gegeben hat, er solle vollan auf rückwärts 
machen, als sich MS »Waalkade« in ei-
nem Winkel von 90° zum Strom befand. 
Dem ist der Schiffsführer V unstreitig auch 
nachgekommen. Streitig ist lediglich, ob 
Schiffsführer V bereits zuvor das Schiff 
auf rückwärts gemacht hatte. Ohne nähe-
re Feststellungen dazu, ob und wenn ja in 
welcher Weise und zu welchem Zeitpunkt 
es der gebotenen Sorgfalt eines Schlepp-
zugführers entspricht, bei einem derarti-
gen Wendemanöver Absprachen zwischen 
dem Schleppzugführer und dem Anhang-
schiffer herbeizuführen, lässt sich jedoch 
ein Verschulden des Beklagten zu 2 nicht 
ausschließen. Auch diese Frage lässt sich 
ohne Einholung eines Sachverständigen-
gutachtens nicht verlässlich klären.
cc) Es steht auch nicht fest, dass es ei-
ner derartigen Absprache zwischen dem 
Schleppzugführer und dem Anhangschif-
fer bereits deshalb nicht bedurfte, weil 
in den vorangegangenen Wendemanö-
vern stets der Ablauf exakt abgestimmt 
worden war. Das Rheinschifffahrtsge-
richt hat weder nähere Feststellungen 
zu den Beteiligten der vorangegangen 
Wendemanöver noch zu den Einzelhei-
ten etwaiger Absprachen auch für künf-
tige Wendemanöver getroffen. Unabhän-
gig davon ist nicht auszuschließen, dass 

an dem Tag des Schiffsunfalls Besonder-
heiten bestanden, die über die bisheri-
gen Absprachen hinausgehende Vorkeh-
rungen erforderten, auf die der Beklagte 
zu 2 hinzuweisen hatte. Dass Schiffsfüh-
rer V nach seinen Bekundungen im Ver-
klarungsverfahren auch ohne Absprache 
die Maschine bereits zuvor, d.h. bei einem 
Winkel des klägerischen Schiffes von rund 
45° zum Strom auf zurück gemacht haben 
will und ihm deshalb das Erfordernis der 
Unterstützung des Wendemanövers be-
kannt war, besagt nichts zu der klärungs-
bedürftigen Frage, ob der Beklagte zu 
2 aus nautischer Vorsicht gehalten war, 
Schiffsführer V möglicherweise bereits zu 
einem früheren Zeitpunkt zu einer solchen 
Unterstützungsmaßnahme anzuweisen. 
Es liegen im übrigen keine Anhaltspunkte 
dafür vor, dass Schiffsführer V einer ent-
sprechenden Anweisung des Beklagten zu 
2 nicht Folge geleistet hätte.
dd) Sollte es nach einer ergänzenden Be-
weiserhebung offen bleiben, ob der Be-
klagte zu 2 in einem angemessenen Win-
kel das Wendemanöver durchgeführt bzw. 
ob er hinreichende –  nautisch erforderli-
che –  Anweisungen erteilt hat, geht dies 
zu Lasten der Beklagten zu 1, die sich –  wie 
ausgeführt –  gemäß § 280 Absatz 1 Satz 
2 BGB entlasten muss.
c) Falls das Rheinschifffahrtsgericht im 
Rahmen der erneuten Verhandlung eine 
Haftung der Beklagten zu 1 dem Grunde 
nach gemäß § 280 Abs. 1 BGB bejahen 
sollte, wird es sich näher mit der Frage ei-
nes Mitverschuldens der Klägerin gemäß 
§ 254 Abs. 1 BGB auseinandersetzen müs-
sen. Insoweit hat zwar auch nach Auffas-
sung der Berufungskammer der Anhang-
schiffer die Pflicht, das Wendemanöver 
zu unterstützen und insbesondere im vor-
liegenden Zusammenhang ein mögliches 
Gieren zu verhindern bzw. gegenzusteu-
ern. Insoweit bedarf es allerdings weite-
rer sachverständiger Aufklärung zu dem 
Zeitpunkt, zu dem eine solche Unterstüt-
zung erforderlich war. Sollte sich im Rah-
men der Beweisaufnahme herausstellen, 
dass es schifffahrtsüblich gewesen wäre 
und der Sorgfaltspflicht eines Schiffsfüh-
rers entsprochen hätte, bereits bei einem 
Winkel von 45° die Maschinen vollan auf 
rückwärts zu machen, stünde damit aller-
dings ein schadensminderndes Mitver-
schulden der Klägerin noch nicht fest. Es 
müsste nämlich weiter festgestellt wer-
den, ob bei einem solchen Manöver der 
Schiffsunfall tatsächlich verhindert wor-
den wäre. Auch dies setzt physikalische 
und mathematische Berechnungen vor-
aus, die das Rheinschifffahrtsgericht nur 
mit sachverständiger Hilfe wird anstellen 
können.
2. Ob die Klägerin gegen die Beklagte zu 
1 auch einen deliktischen Schadens-er-
satzanspruch gemäß den §§ 3, 92b Bin-
SchG i.V.m. § 823 Abs. 1 BGB bzw. §§ 
823 Abs. 2 BGB, 1. 02 Nr. 5 RheinSchPV 
hat –  der Anwendung dieser Vorschrif-
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ten steht gem. § 92 Abs. 2 BinSchG das 
Fehlen eines Zusammenstoßes zwei-
er Schiffe nicht entgegen -, kann dahin-
stehen, da sich hieraus für die Klägerin 
keine über die vertragliche Haftung der 
Beklagten zu 1 hinausgehenden Rechts-
folgen ergeben. 
3. Die Abweisung der Klage gegen den 
Beklagten zu 2 kann mit der derzeiti-
gen Begründung des Rheinschifffahrts-
gerichts ebenfalls nicht aufrechterhal-
ten werden. Zwar kommt insoweit nur 
ein deliktischer Schadensersatzan-
spruch gemäß § 823 Abs. 1 BGB bzw. §§ 
823 Abs. 2 BGB, 1. 02 Nr. 5 RheinSchPV in 
Betracht. Im Rahmen dieser Anspruchs-
grundlage gilt die vertragliche Beweis-
lastumkehr des § 280 Abs. 1 Satz 2 BGB 

nicht, vielmehr muss die Klägerin inso-
weit ein Verschulden des Beklagten zu 
2 in vollem Umfang beweisen. Auch in-
soweit bedarf es aber einer Beweisauf-
nahme durch Sachverständigengutach-
ten, um den Behauptungen der Klägerin 
nachzugehen, der Beklagte zu 2 habe 
das Wendemanöver in einem zu engen 
Winkel durchgeführt und es habe eine 
nautische Pflicht bestanden, vor Durch-
führung des Wendemanövers eine ent-
sprechende Absprache mit dem Schiffs-
führer V herbeizuführen bzw. diesem 
konkrete Anweisungen zu erteilen, ob 
und wenn ja in welchem Umfang und zu 
welchem Zeitpunkt das Wendemanöver 
durch ein Rückwärtsmachen der Maschi-
ne zu unterstützen war.

4. Die Sache ist hiernach nicht entschei-
dungsreif. Die Berufungskammer sieht da-
von ab, die erforderlichen Beweise selbst zu 
erheben und macht deshalb von der ihr gem. 
Art. 24 Abs. 3 der Verfahrensordnung ein-
geräumten Möglichkeit Gebrauch, die Sache 
unter Aufhebung des Urteils an das Rhein-
schifffahrtsgericht zurückzuverweisen.
Aus den dargelegten Gründen wird daher 
für Recht erkannt:
Auf die Berufung der Klägerin wird das Ur-
teil des Amtsgerichts – Rheinschifffahrts-
gerichts – St. Goar vom 15. März 2012 – 4 C 
14/11 BSchRh – aufgehoben.
Die Sache wird zur neuen Verhandlung und 
Entscheidung, auch über die Kosten des 
Berufungsverfahrens, an das Rheinschiff-
fahrtsgericht zurückverwiesen.
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